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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Personal

Das Prozedere fir die Wahl des Eidgendssischen Datenschutz- und
Offentlichkeitsbeauftragten (EDOB) sieht vor, dass die Vereinigte Bundesversammlung
den Wahlvorschlag des Bundesrates bestatigen muss. Eine Kommission hat die Wahl
des EDOB durch den Bundesrat zu begutachten und der Bundesversammlung den von
der Regierung gewahlten Kandidaten zur Annahme oder zur Ablehnung zu empfehlen.
Da der amtierende EDOB Hanspeter Thiir auf eine weitere Amtsperiode verzichtete,
hatte der Bundesrat Ende 2015 Adrian Lobsiger, bis dato stellvertretender Direktor des
Bundesamtes fur Polizei, in dieses Amt gewahlt.

Mit der Begutachtung wurde die GK betraut. In ihrem Bericht kritisierte die GK das
Verfahren und die Kompetenzverteilung. Sie dusserte zudem Bedauern, dass vor der
Wah!l Lobsigers kein Austausch zwischen dem Bundesrat und dem Parlament
stattgefunden habe. Das Wahlverfahren selber wurde - aufgrund von Gesprachen mit
dem Bundeskanzler Walter Thurnherr sowie der Leiterin der Sektion Personal und
Ressourcen Prisca Leu - als korrekt beurteilt. Es sei aus dem Dossier nicht ersichtlich,
dass bestimmte Kandidatinnen oder Kandidaten oder bestimmte Bewerberkategorien
bevorzugt behandelt worden seien. Bei Gesprachen mit den GPK und den GPDel seien
ebenfalls keine Einwande zur Wahl Lobsigers vorgebracht worden. Schliesslich habe
auch eine Anhorung des Kandidaten selber auf keine mangelnde Einigung hingewiesen.
Mit 10 Stimmen bei sechs Enthaltungen - vermutlich ein stiller Protest gegen das
Verfahren und die in den Medien vorgebrachten Bedenken gegen Lobsiger - beantragte
die GK deshalb, die Wahl Adrian Lobsigers durch den Bundesrat zu bestéatigen.

In den Medien war die Wahl Lobsigers auf Skepsis gestossen. Als Fedpol-Chef sei er
treibende Kraft fir das praventive Sammeln von Daten gewesen und es sei zudem
fraglich, ob er als ehemaliger Bundesbeamter die nétige Unabhéangigkeit haben kénne.
Der Rollenwechsel und seine Verwaltungsnahe waren aber dann far die
Bundesversammlung kein Hinderungsgrund, Lobsiger zu bestatigen. In der
Frihjahressession folgte sie dem Antrag der GK. Bei der geheimen Wahl, in der ein
einfaches Mehr gentgt und die leeren Stimmen mitgezéhlt werden, waren 139 Stimmen
fir eine Bestatigung der Wahl des Bundesrats und 54 Stimmen dagegen. Fanf
Wahlzettel blieben leer. Damit galt Adrian Lobsiger fir die 50. Legislaturperiode als
EDOB bestatigt. '

Volksrechte

Fiur Beat Rieder (cvp, VS) hatte die Corona-Pandemie verdeutlicht, dass die
gesetzlichen Grundlagen fehlen, mit der die Institutionen der direkten Demokratie auch
in einer ausserordentlichen Lage funktionieren. Rieder spielte in der Begrindung fur
seine Motion «Bewahrung der demokratischen Rechte» auf die Notverordnungen des
Bundesrats an, auf deren Grundlage das Sammeln von Unterschriften fur Initiativen und
Referenden im Rahmen eines Fristenstillstands verboten worden war und die zu einer
Verschiebung der geplanten eidgendssischen Abstimmungen von Mai auf September
2020 gefuhrt hatten. Er forderte deshalb von der Regierung, dass sie solche
Massnahmen in einem ordentlichen Bundesgesetz regle. Damit die Institutionen auch in
Ausnahmesituationen funktionierten, musse zudem «digitale Kompetenz und digitale
Bereitschaft» geférdert werden.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da er im Bereich der Austbung
der politischen Rechte keinen Handlungsbedarf sehe. Vor dem Hintergrund von Covid-
19 seien aber die Prozesse der Durchflhrung von Abstimmungen und Wahlen und der
AusUbung der Volksrechte zu Uberprufen. Digitalisierung werde zudem vom Bundesrat
in der Legislaturplanung als zentrales Anliegen behandelt, somit brauche es dazu keine
weiteren Vorstdésse mehr.

In der Herbstsession 2020 machte Beat Rieder jedoch eindringlich darauf aufmerksam,
dass der Bundesrat nicht Prozesse Uberprifen solle, sondern dass das Parlament als
Gesetzgeber bestimmen musse, wie solche Prozesse in Krisenzeiten organisiert werden
mussten. Er stellte die rhetorische Frage, was gewesen ware, wenn Covid-19 wenige
Monate friher, wahrend der eidgendssischen Wahlen 2019 ausgebrochen ware.
Bundeskanzler Walter Thurnherr versuchte darauf aufmerksam zu machen, dass der
Bundesrat den Fristenstillstand auch deshalb beschlossen habe, weil das Parlament
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aufgrund des Sessionsabbruchs im Mérz nicht mehr tagte und gemaéss geltenden Fristen
etwa der Gegenvorschlag zur Konzernverantwortungsinitiative nicht mehr hatte
debattiert werden kénnen. Fur eine Verschiebung von Abstimmungen sei der Bundesrat
zudem nicht auf Notrecht angewiesen, sie liege laut dem Bundesgesetz Uber die
politischen Rechte in dessen Kompetenz. Auch Thomas Minder (parteilos, SH) sprach
sich gegen eine gesetzliche Regelung eines Fristenstillstands aus, da man so aus einer
ausserordentlichen Massnahme eine Regel mache. Die Kantonsvertreterinnen und
-vertreter entschieden sich jedoch mit 32 zu 3 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sehr
deutlich fur Annahme der Motion. ?

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Er sei erstaunt, dass man ein solches Postulat bekdmpfen kénne, so Marco Romano
(cvp, TI) anlésslich der Diskussion zu seiner Idee einer Roadmap fiir die elektronische
Stimmabgabe. In der Tat war das vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Postulat von
Thomas Aeschi (svp, ZG) bekdmpft worden, was eine Debatte im Rat nétig machte. Die
Idee des Tessiner CVP-Vertreters war es, neuen Schwung in die gebremste Entwicklung
bei der elektronischen Stimmabgabe zu bringen. Von einer vom Bundesrat zu
erstellenden Roadmap, mit der die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen und
die Rolle der o6ffentlichen Hand definiert werden soll, versprach sich Romano eine
proaktive und koordinierende Unterstitzung durch den Bund und so einen neuen
Input. Darlber hinaus soll das Problem der Quellcodes angegangen werden. Thomas
Aeschi verteidigte die Bekampfung des Postulats mit drei Argumenten. Erstens handle
es sich um einen Eingriff in den Fdderalismus, mit dem Aufgaben der Kantone an den
Bund delegiert wirden. Es sei hinzunehmen, dass sich die Kantone in dieser Sache
unterschiedlich stark engagieren. Zweitens sei auch der im Postulat angedeutete Zwang
zur Offenlegung des Quellcodes zu hinterfragen. Auch hier sei offen zu lassen, welches
System von den Kantonen préaferiert werde. Drittens schliesslich wehre sich die SVP
gegen mehr Regulierung. Auch dieses Postulat resultiere lediglich in einem weiteren
Bericht, der nichts bringe, aber einiges koste. Bundeskanzler Thurnherr verteidigte die
Unterstitzung des Bundesrates. Mit der Roadmap sollen die Anliegen der Kantone und
des Bundes gemeinsam in einem Planungsinstrument zusammengefasst werden. Es
gehe also nicht um eine Order von oben nach unten, sondern um eine Koordination der
unterschiedlichen kantonalen Ziele und Zeitplane. Bei der Offenlegung der Quellcodes
gebe es zudem keine unterschiedlichen Systeme, sondern dabei handle es sich um die
unbestrittene Selbstverpflichtung der Betreiber der verschiedenen Angebote. Die
Mehrheit der grossen Kammer - bestehend aus 121 Stimmen - sprach sich flr einen
Bericht aus, der auch eine Standortbestimmung bringen soll. Die 68 Gegenstimmen
stammten vorwiegend aus der SVP-Fraktion, wobei Franz Gruter (svp, LU) sowie die
Lega-Vertreterin Roberta Pantani (lega, Tl) abwichen und das Postulat unterstitzten;
Roger Golay enthielt sich der Stimme. *

Mit einer Motion forderte Lukas Reimann (svp, SG) Transparenz beim E-Voting.
Reimann will mit einer sofortigen Offenlegung der Quellcodes nicht nur die Sicherheit
erhdéhen, sondern auch den Kritikern an der elektronischen Stimmabgabe Paroli bieten.
Der Bundesrat machte in seiner Anfang 2016 ver&ffentlichten Stellungnahme klar, dass
die Offenlegung in seinem Sinne sei. Allerdings musse dies vorgangig mit den Kantonen
abgeklart werden. Der vom Motionar vorgeschlagene Fahrplan sei deshalb zu
ambitioniert. Zudem liege die Durchflihrung von kantonalen Wahlen im Jahr 2016 in der
Kompetenz der Kantone und der Bundesrat kénne hier gar keine Vorschriften machen.
Man sei allerdings daran im Projekt «Vote électronique» zusammen mit den Kantonen
Rahmenbedingungen fiir die Zulassung von E-Voting zu erstellen, wobei Uberlegungen
zu einer Offenlegung des Quellcodes wichtiger Bestandteil seien.

Erst rund ein Jahr spater beriet der Nationalrat das Anliegen. Obwohl der Motionér auf
das Wort verzichtete, entwickelte sich eine recht lebhafte Diskussion zwischen
Bundeskanzler Walter Thurnherr und den IT-Spezialisten im Rat. Inhalt der Diskussion
war insbesondere, inwiefern die Begriffe «Open Source» und Offenlegung von
Quellcode miteinander verknlpft sind. Der Bundeskanzler dusserte die Beflrchtung,
dass auf der Basis der Forderung von Open Source - der Begriff kam in der Begriindung
der Motion vor - der Quellcode nicht bloss offengelegt, sondern auch weiterentwickelt
werden kénnte, was ganz andere rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen wirde. Mit
dem Hinweis, dass man nicht Uber die Begrindung, sondern den Text der Motion
abstimme, schritt der Rat zur Entscheidung. Mit einem sehr knappen Mehr von 84 zu 80
Stimmen bei 15 Enthaltungen hiess die grosse Kammer den Vorstoss gut. Die Motion
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erhielt mit Ausnahme der BDP-Fraktion aus allen Lagern Unterstitzung, stiess aber bei
der CVP und der FDP vorwiegend auf Skepsis. *

Nicht einmal seine eigene Fraktion vermochte David Zuberbuhler (svp, AR) von seiner
Idee einer neuen Berechnungsgrundlage fir die Verteilung der Nationalratssitze zu
Uberzeugen. Fiur die in eine Motion verpackte Forderung, die Sitze statt auf der Basis
der standigen Wohnbevdlkerung auf der Basis der Stimmberechtigten auf die Kantone
zu verteilen, stimmten lediglich 40 Abgeordnete, wobei 35 der SVP, 2 der CVP und 3 der
BDP angehorten. Zuberbihler begriindete seine Idee, die nota bene bereits 2013
ebenso erfolglos von der SVP-Fraktion lanciert worden war, mit dem Umstand, dass
Kantone mit hohem Ausléanderanteil vom bestehenden Berechnungssystem profitieren
warden.

In der Ratsdebatte zitierte der SVP-Vertreter aus einer Antwort des Bundesrates auf
seine Anfrage zum Thema (16.1008): Nach der neuen Berechnung wiirden die Kantone
Zurich (-1), Waadt (-2) und Genf (-2) Sitze verlieren und die Kantone Bern (+3) Solothurn
(+1) und Appenzell Ausserrhoden (+1) Sitze gewinnen. Der Bundesrat, vertreten durch
Bundeskanzler Thurnherr, sah keinen Grund, weshalb vom Prinzip abgewichen werden
soll, dass der Nationalrat die Gesamtbevolkerung vertrete. Die Bevolkerung umfasse
mehr als nur die Stimmberechtigten; auch minderjahrige Schweizerinnen und
Schweizer und Auslanderinnen und Auslédnder verdienten eine Vertretung in Bern. ®

Anfang April 2017 traf der Bundesrat einen Grundsatzentscheid: E-Voting soll kiinftig
flaichendeckend ermdéglicht werden. Nach mehr als 200 erfolgreichen Versuchen in 14
verschiedenen Kantonen, kénne man nun den Schritt wagen - so Bundeskanzler
Thurnherr vor den Medien. Nicht nur Auslandschweizerinnen und -schweizer, sondern
auch in den Kantonen Basel-Stadt, Genf und Neuenburg wohnhafte Personen, fur die
der elektronische Stimmkanal versuchsweise freigeschaltet worden war, wirden die
Méglichkeit rege nutzen, was zeige, dass die Digitalisierung von Abstimmen und Wahlen
einem Bedurfnis entspreche. E-Voting solle deshalb als dritter Kanal eingerichtet und
etabliert werden. Den Kantonen sei aber nach wie vor freigestellt, ob sie die
Stimmabgabe per Mausklick nutzen wollten oder nicht. Mit der Uberfiihrung der
Versuchsanlage in den ordentlichen Betrieb wirde aber die Bewilligungspflicht, der die
Kantone noch unterliegen, wegfallen. Bedingung ist allerdings, dass der Quellcode der
Systeme flr E-Voting - auf dem Markt sind das vom Kanton Genf gefihrte CHVote und
das von der Post betriebene System, das von der spanischen Firma Scytl hergestellt
wird - offengelegt und die vollstdndige Verifizierbarkeit garantiert wird. Mit dem
Entscheid soll gleichzeitig der Schritt hin zur papierlosen Stimmabgabe
(Dematerialisierung) gemacht werden: Der gesamte Prozess von der Zustellung der
Unterlagen bis zur Stimmabgabe soll also einst digitalisiert sein. E-Collecting, das
Sammeln von Unterschriften fur Volksinitiativen und Referenden, soll hingegen laut
dem bundesréatlichen Entscheid nicht weiterverfolgt werden. ¢

Einen Bericht zu einer medienbruchfreien Stimmabgabe fordert Marcel Dobler (fdp,
SG) in seinem Postulat. Das im Moment in einigen Kantonen praktizierte Vote
électronique sei namlich noch kein echtes E-Voting-Verfahren, sondern lediglich eine
Alternative zur brieflichen oder physischen Stimmabgabe im Wahllokal. Alle Unterlagen,
inklusive des als Authentifizierung dienenden Stimmrechtsausweises, werden nach wie
vor in Papierform zugestellt. Ein Vorteil der Digitalisierung sei nun aber, dass alle
Unterlagen elektronisch abrufbar wéren. Der Bundesrat hatte zwar die Annahme des
Postulats beantragt, dieses wurde allerdings von Franz Griter (svp, LU) bekdmpft, so
dass es in der Sommersession recht eingehend diskutiert wurde. Grater machte dort
geltend, dass sich mit dem Schlagwort Digitalisierung nicht alles rechtfertigen lasse. Mit
E-Voting werde die Demokratie gefahrdet. Cyberkriminalitdt mache vor E-Voting-
Systemen nicht halt - der selber in der IT-Branche tatige Luzerner erwéhnte die
vermuteten Wahlmanipulationen in den USA, in Frankreich und in England - und es
gebe nach wie vor grosse Sicherheitsmangel. Dies sei mit dem demokratischen hohen
Anspruch, der an die Sicherheit von Wahlen und Abstimmungen gestellt werde, nicht
vereinbar. Es sei deshalb besser, auf Experimente zu verzichten. In der Debatte wurde
darauf hingewiesen, dass es sich ja nur um einen Bericht und nicht um die Einflhrung
eines neuen Systems handle und dass auch die Briefwahl letztlich nicht vor
Manipulation gefeit sei. Zudem funktioniere E-Voting fur Auslandschweizerinnen und
-schweizer gut. Bundeskanzler Thurnherr zeigte sich Uberrascht Uber die
Grundsatzdiskussion. Der Bundesrat habe ja eigentlich schon Anfang April 2017
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beschlossen, die Versuchsphase von E-Voting zu beenden und in den ordentlichen
Betrieb zu UberfUhren. Eine Expertengruppe wirde nun die Fragen, die in der
Diskussion aufgeworfen und vom Postulat angeregt worden seien, genauer prufen.
Deshalb sei der Bundesrat auch fir eine Annahme des Vorstosses. Dass die
flachendeckende Einfihrung von E-Voting wohl noch auf Widerstand stossen wird,
zeigte sich am Abstimmungsresultat. Zwar wurde das Postulat mit 87 zu 73 Stimmen bei
12 Enthaltungen angenommen. Die Grine Fraktion (8 Nein-Stimmen und 2
Enthaltungen), die SVP-Fraktion (60 Nein-Stimmen und eine Enthaltung) sowie
vereinzelte Mitglieder aller restlichen Fraktionen - mit Ausnahme der BDP-Fraktion, die
geschlossen Ja stimmte - zeigten sich aber eher skeptisch.’

E-Voting genoss auch 2017 einen hohen Stellenwert in Politik und Medien, auch wenn
die Kritik am elektronischen Abstimmen und Wahlen, und insbesondere die
Sicherheitsbedenken, langsam aber sicher zunahmen. Die Betreiber der beiden
Systeme, der Kanton Genf fir CHVote und die Post zusammen mit der spanischen Firma
Scytl, konkurrierten sich stark.

Anfang 2017 vermeldete die NZZ, dass dem «Urnengang per Mausklick [...] die Zukunft»
gehore. Vorteile seien, dass es aus formalen Grinden keine unglltigen Stimmen mehr
gebe und dass vor allem die Auslandschweizerinnen und -schweizer von einer
schnelleren Ubermittlung ihrer Stimme profitierten. Zudem seien elektronisch
abgegebene Stimmen wesentlich schneller ausgezahlt als die herkdmmlichen
Stimmzettel. Ein Nachteil sei jedoch die im Vergleich zur brieflichen Abstimmung noch
geringere Sicherheit, die aber mit der sogenannten universellen Verifizierbarkeit - die
Stimmenden sollen ihre eigene Stimmabgabe und indirekt die Gesamtheit der
eingegangenen Stimmen Uberprifen kdnnen - erhdht werde.

Anfang April féllte der Bundesrat seinen Grundsatzentscheid, die Grundlagen fur ein
flachendeckendes E-Voting in der Schweiz zu schaffen und elektronisches Abstimmen
als dritten Kanal zu etablieren. Es sei nach rund 200 erfolgreichen Versuchen Zeit, zum
ordentlichen Betrieb Uberzugehen, begrindete Bundeskanzler Walter Thurnherr in
einer Medienkonferenz den Entscheid. Ziel sei, dass zwei Drittel der Kantone fir die
eidgendssischen Wahlen 2019 die elektronische Stimmabgabe anbieten wirden. Das
Vertrauen sollte mit Hilfe von hohen Sicherheitsstandards geschaffen werden: Erstens
muss der Quellcode des E-Voting-Systems offengelegt und zweitens muss eine
universelle Verifizierbarkeit geschaffen werden, die jedoch das Stimmgeheimnis nicht
verletzen darf. Die Betreiberinnen der beiden bestehenden Systeme gaben bekannt,
diese Anforderungen bis 2018 umsetzen zu wollen. CHVote veréffentlicht den
Quellcode bereits seit 2016.

Eine Mehrheit des Nationalrats teilte die Stossrichtung des Bundesrats und bekréaftigte
dies in der Sommersession mit der Annahme eines Postulats Dobler (fdp, SG), das einen
Bericht zur Moglichkeit einer komplett papierlosen Umsetzung von E-Voting forderte.
Einzelne Kantone, denen es auch mit dem bundesratlichen Grundsatzentscheid nach
wie vor freistand, E-Voting einzufihren, nahmen den frischen Wind zum Anlass,
ebenfalls wieder auf den E-Voting-Zug aufzuspringen. Fir den eidgendssischen
Urnengang vom September 2017 war Abstimmen per Mausklick in acht Kantonen
moglich: Der Bundesrat hatte die Bewilligung fir die Kantone Aargau, Bern, Basel-Stadt,
Freiburg, Genf, Luzern, Neuenburg und St. Gallen erteilt. Im Kanton St. Gallen hatten
rund 5'600 von 37'000 Personen, denen dies moglich war, von der elektronischen
Stimmabgabe Gebrauch gemacht.

Gleichzeitig mit der Euphorie wurde allerdings auch der Chor der Warnerinnen und
Warner lauter. Die Bedenken bezlglich der Sicherheit von E-Voting wurden in Genf
Anfang Jahr schon ziemlich virulent, als bekannt wurde, dass ein RTS-Journalist bei
einer Abstimmung im Kanton Genf seine Stimme zwei Mal abgeben konnte. Er wurde
zwar wegen Stimmenfalschung angezeigt, 16ste aber mit seiner entsprechenden
Reportage einigen Wirbel aus.

Die Gefahr von Cyberattacken oder eines Hackens von E-Voting-Systemen hatte etwa in
Frankreich oder in Norwegen dazu geflihrt, dass die entsprechenden E-Voting-
Versuche abgebrochen wurden. Nicht zuletzt diese internationalen Entwicklungen
liessen auch im Parlament die Stimmen lauter werden, die E-Voting als «Gefahr fur
unsere Demokratie» bezeichneten - so etwa Franz Griter (svp, LU) im Boten der
Urschweiz (18.7.17). Gruter plante zudem einen Vorstoss, mit dem ein Moratorium fur E-
Voting-Versuche eingefiuhrt werden sollte. An der Def Con, einer Veranstaltung flr
Hacker, habe sich gezeigt, dass in verschiedenen Landern eingesetzte E-Voting-
Systeme in weniger als 2 Stunden geknackt werden konnten. Dies durfe in der
Schweizer direkten Demokratie auf keinen Fall passieren, so der Luzerner
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Volksvertreter.

Neben Sicherheitsbedenken gab es auch einzelne Stimmen, die vor einer
Simplifizierung des staatsblrgerlichen Aktes der Stimmabgabe warnten: Wenn
Abstimmen zu einem einfachen Klick im Sinne eines Daumen-hoch/Daumen-runter-
Verhaltens wie in verschiedenen sozialen Medien verkomme, wirden Demagogen ein
leichtes  Spiel haben, wurde argumentiert. Die <«Entschleunigung des
Abstimmungsprozesses» (BaZ 22.2.17) in Form des brieflichen Abstimmens musse
deshalb hochgehalten und der «digitalen Demokratie» musse mit grosser Vorsicht
begegnet werden (AZ 30.6.17).

Die beiden bestehenden Systeme - ein drittes System, ein Konsortium aus neun
Kantonen, war 2015 aufgelést worden - konkurrierten sich teilweise mit harten
Bandagen. Mit CHVote wurden die Kantone Aargau, Bern, Genf, Luzern und St. Gallen
beliefert. Die Post konnte die Kantone Basel-Stadt, Freiburg, Neuenburg und Thurgau
fur sich gewinnen.

Der Post wurde haufig die Zusammenarbeit mit einem privaten Anbieter angekreidet. Es
kénne nicht sein, dass ein derart sensibler Bereich an ein ausléndisches Unternehmen
delegiert werde, gab etwa Christophe Darbellay (VS, cvp) fur Le Temps (12.8.17) zu
Protokoll. Die spanische Firma Scytl habe zudem eine direkte Verbindung zum US-
Geheimdienst, berichtete die Sonntagszeitung (15.10.17). Die Post ihrerseits griff das
Genfer CHVote an und gab zu bedenken, dass das System veraltet sei und sich nicht fur
einen flachendeckenden Einsatz eigne. Zudem sei es abhéngig von politischem Sukkurs,
weil es mit 6ffentlichen Geldern finanziert werde.

Wahrend die Konkurrenz der beiden Anbieter von den einen als fruchtbarer
Wettbewerb betrachtet wurde, warnten andere vor den Folgen der Auseinandersetzung
auf das Vertrauen in E-Voting. ®

Indem sie auf eine Studie der Uni Freiburg zum Thema Wahlbeteiligung verwies, die
einen positiven Effekt ,klar beweise", forderte Yvette Estermann (svp, LU), dass das
Porto auf Abstimmungscouverts vollumfanglich von der Post Gbernommen werde. Die
in der politikwissenschaftlichen  Zeitschrift ,Electoral Studies® erschienene
Untersuchung zeigte auf der Basis einer Untersuchung der Partizipation bei nationalen
Abstimmungen in Berner Gemeinden, dass die Stimmbeteiligung in jenen Gemeinden
héher ist, in denen die Versandkosten fir die briefliche Stimmabgabe von der
Gemeinde getragen werden. Der Effekt des Gratis-Portos wurde auf rund 2 Prozent
geschatzt. Estermann beantragte mittels Motion, dass die Post als bundeseigener
Betrieb die Versandkosten von momentan 85 Rappen lUbernehmen muss, damit die
Stimmbeteiligung erhdht werde.

In seiner ablehnenden Antwort machte der Bundesrat geltend, dass die Durchftihrung
von Abstimmungen Sache der Kantone sei. Es gebe in der Tat Kantone (AG, Al, BS, GE,
GL, OW, SG, ZG, ZH), welche die Versandkosten Uberndhmen. Zudem héatten in den
anderen Kantonen einzelne Gemeinden beschlossen, die entsprechende Finanzierung
ohne Bundesinterventionen zu regeln. Dies sei nicht nur sachlich richtig, sondern auch
deshalb angezeigt, weil haufig ja nicht nur eidgendssische, sondern auch kantonale und
kommunale Abstimmungen gleichzeitig stattfanden, bei denen die Versandkosten dann
anteilméassig von Kantonen und Gemeinden und nicht nur vom Bund alleine getragen
werden mussten. Die Regierung wolle die Kantone gerne auf die entsprechende Studie
aufmerksam machen, dartber hinaus wirde sie aber im Moment dem Ausbau von E-
Voting den Vorzug geben. Dies sei im Hinblick auf einen Abbau von Hirden bei
Abstimmungen nachhaltiger.

Die nationalratliche Debatte zur Motion entwickelte sich zu einem eigentlichen Ping-
Pong zwischen Bundeskanzler Thurnherr und verschiedenen Rednerinnen und
Rednern. Wéhrend der Bundeskanzler die Position des Bundesrates mit den
Argumenten verteidigte, dass Abstimmungsbeteiligung auch etwas kosten dlrfe, man
das Couvert auch ohne Briefmarke einfach in den Gemeindebriefkasten werfen kénne
und die Kosten zumutbar seien, gab den Votanten von links und rechts die fehlende
Rechtsgleichheit zwischen den Kantonen, die im Vergleich zu den Millionen, die man in
E-Voting investiere, relativ geringen Kosten oder die Moglichkeit einer gerechten
Kostenverteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden zu denken. Dem
Bundeskanzler, der davor warnte, dass irgendwann sicher auch noch verlangt werde,
dass jemand das Stimmmaterial bei Stimmbdurgerinnen und Stimmburgern zu Hause
abhole, wurde eine .herablassende Behandlung der Motion™ (Balthasar Glattli (gp, ZH))
vorgeworfen. Dank der geschlossenen Grinen Fraktion, der praktisch geschlossenen
SVP-Fraktion und einer grossen Mehrheit der SP-Fraktion wurde die Motion mit 109 Ja
zu 73 Nein-Stimmen bei acht Enthaltungen schliesslich angenommen. ?
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Mit 6 zu 5 Stimmen empfahl die SPK-SR Mitte Mai die Motion Estermann (svp, LU) zur
Ablehnung. Die Frage, ob der Bund fir das Porto auf Abstimmungscouverts aufkommen
musse oder nicht, ziele auf eine Detailfrage, die in den Zustandigkeitsbereich der
Kantone falle. Der Bund durfe nur die generellen Rahmenbedingungen vorgeben, nicht
aber solche Kostendetails. Zudem féanden héaufig zeitgleich Abstimmungen auf den
verschiedenen foderalen Stufen statt und es sei kaum mdglich, speziell nur die Kosten
fur nationale Urnengédnge zu bestimmen. Man dirfe zudem nicht von der Post
verlangen, wirtschaftlich zu agieren, und ihr gleichzeitig die Versandkosten fur die
briefliche Stimmabgabe aufhalsen. Wéahrend die Kommissionsmehrheit das Drittel an
Kantonen als Vorbild lobte, das bei der brieflichen Stimmabgabe bereits Portofreiheit
eingefuhrt habe, monierte die Kommissionsminderheit, dass hier eine Chance verpasst
werde, administrative Hirden abzubauen, um eine hohere Stimmbeteiligung zu férdern.
Zudem mussten die Kosten ja nicht der Post Ubertragen werden, sondern der Bund
kénne sich anteilmassig beteiligen.

In der recht lebhaften stdnderéatlichen Debatte wurde betont, dass es hier nicht primar
darum gehe, Massnahmen fur eine hohere Stimmbeteiligung zu finden. Alle wirden dies
wohl eine gute Sache finden, betonte Kommissionssprecherin Pascale Bruderer Wyss
(sp, AG). Es gehe vielmehr darum, sich zu fragen, ob der Bund oder die Post die Kosten
tragen mussten. Bundeskanzler Walter Thurnherr betonte, dass den Stimmbdurgerinnen
und Stimmbdurgern eine Reihe von alternativen Moglichkeiten fur Wahl- und
Stimmbeteiligung offen stiinden. Die wohl bequemste sei tatsachlich jene via die
Infrastruktur der Post. Aber dieser komfortable Weg verursache halt auch Kosten von
85 Rappen. Die Stimmen gegen den im Nationalrat noch Uberwiesenen Vorstoss
schienen letztlich zu verfangen: In Anbetracht der knappen Kommissionsmehrheit
versenkte der Stdnderat die Motion mit 29 zu 10 Stimmen relativ deutlich. ™

Die Virulenz der Debatten um das Thema E-Voting nahm 2018 weiter zu. Diskutiert
wurde insbesondere, ob der Nutzen, der mit «Vote électronique» gewonnen werde, das
Schadenpotenzial Ubertreffen kdnne. Wahrend der Bundesrat und zahlreiche Kantone
die Entwicklung von E-Voting vorantrieben, wuchs die Skepsis in den eidgendssischen
Réten. Eine grossere gesellschaftliche Debatte zum Thema blieb vorerst noch aus, kann
aber im Rahmen einer angeklndigten Volksinitiative zu einem Verbot von E-Voting
erwartet werden. Ende Jahr entschied sich der Kanton Genf, sein seit 2003
bestehendes System CHVote aus Kostengriinden nicht weiter zu entwickeln und es per
2020 vom Markt zu nehmen. Damit verblieb einzig das System der Post, das im Frihling
2019 einem vom Bund finanzierten Intrusionstest unterzogen werden soll.

«Von einem Siegeszug des E-Voting in der Schweiz kann beim besten Willen nicht die
Rede sein», hatte die NZZ bereits im Februar 2018 den Stand der Entwicklung des
elektronischen Abstimmens kommentiert. Es ginge nicht nur um die wichtigen
Sicherheitsbedenken: Auf dem Spiel stiinden die Wahrung des Stimmgeheimnisses und
die Garantie der unverfalschten Stimmabgabe. Grund fur den Kommentar war die
Anklindigung der Bundeskanzlei, die bestehenden E-Voting Systeme - das vom Kanton
Genf betriebene CHVote und das System der Post - einem Hartetest zu unterziehen.
Diese Forderung, verbunden mit einem Preisgeld Gber CHF 1 Mio., war bereits von
Marcel Dobler (fdp, SG) als Motion formuliert worden (Mo. 17.3852), die dieser allerdings
nach der Ankindigung der Bundeskanzlei zurlickzog. Als Termin flur diesen Stresstest
nannte der Bund das erste Quartal 2019. Gleich nach der Ausschreibung Ende Jahr
meldeten sich mehr als 400 Interessentinnen und Interessenten, die das System hacken
wollten

Eine neue Wende bekam die Diskussion um E-Voting Ende Februar mit der
Voranklndigung der Lancierung einer Volksinitiative zur Verhinderung von E-Voting. Ein
Komitee um den Luzerner Nationalrat und IT-Unternehmer Franz Griter (svp, LU) und
den Chaos Computer Club kindigte an, «Vote électronique» stoppen zu wollen. Man
kénne zwar auch die Anderung des Gesetzes (iber die politischen Rechte, die ja noch
immer nicht vollzogen sei, mit einem Referendum bekampfen, aber dann sei es
vielleicht zu spat. In der Tat schufen immer mehr Kantone Voraussetzungen fur
elektronisches Abstimmen. Die Initianten waren sich einig, dass jedes Wahlsystem
gehackt werden kénne. Dies sei aber noch nicht einmal nétig: Wenn nur schon der
Anschein erweckt werde, dass bei einer Abstimmung nicht alles mit rechten Dingen
zugehe, nehme das Vertrauen in das Abstimmungsergebnis schaden, betonten sie. So
werde die Demokratie de facto abgeschafft, warnte Hernani Marques vom Chaos
Computer Club, der bereits im Referendumskomitee gegen das Bupf gesessen hatte.
Einigendes Merkmal des Initiativkomitees war das Misstrauen gegen die Bundeskanzlei,
die E-Voting auch in den Kantonen vorantrieb. Die Vorwlrfe seien nicht berechtigt, gab
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Barbara Perriard, die Leiterin politische Rechte in der Bundeskanzlei, zu Protokoll. Das
Referendum hétte bereits 2002 bei der Einflhrung der E-Voting-Versuche ergriffen
werden kdnnen. Zudem gebe es ja auch die Moglichkeit von kantonalen Referenden.
Auch die Bundeskanzlei strebe hdchste Sicherheit in Zusammenhang mit E-Voting an.
Mit der vollstandigen Verifizierbarkeit, die vom Bund von den E-Voting-Systemen
verlangt werde, sei aber sichergestellt, dass Angriffe entdeckt wurden.

Von verschiedener Seite wurde begrusst, dass mit einer Initiative eine breite
Grundsatzdebatte Gber den neuen Wahl- und Stimmkanal gefiihrt werden solle. Uneinig
war man sich allerdings, wie gross das Schadenpotenzial sei und ob der Nutzen im
Vergleich dazu genlgend gross sei. Dass ein solcher insbesondere fir die
Auslandschweizerinnen und -schweizer, aber auch fur Menschen mit besonderen
Bedurfnissen (z.B. Personen, die von einer Behinderung betroffen sind) bestehe, war
unbestritten. Haufig wurde auch ins Feld geflhrt, dass die Beteiligung - vor allem auch
von Jugendlichen - dank elektronischem Abstimmen und Wéahlen zunehmen wurde. Die
digitale Stimmabgabe miusse als Chance betrachtet werden, weil sie den Prozess der
Stimmabgabe vereinfache und helfe, unglltige Stimmen zu vermeiden, wurde
argumentiert. Diskutiert wurde dartber hinaus, dass auch das briefliche Abstimmen
nicht vollstandig sicher sei und auch dort Pannen passierten. Wichtig sei, dass Fehler
entdeckt wirden und dass eingeschatzt werden kénne, ob eine Abstimmung notfalls,
also wenn das Resultat entscheidend beeinflusst wurde, wiederholt werden musse.
Eine solche Einschatzung sei aber gerade bei der Papierwahl haufig nicht moglich: So
seien etwa nicht nur analoge, sondern auch viele elektronische Systeme zur Auszahlung
von Stimmen zu wenig verlasslich. Zum so genannten E-Counting hatte sich die GPK
schon 2017 kritisch geaussert. Bei der elektronische Stimmabgabe sei eine Auszahlung
der Stimmen nicht nur wesentlich einfacher, sondern auch schneller und billiger. E-
Voting solle deshalb nicht vorschnell verworfen werden (TA 17.4.18) und sei besser als
sein momentaner Ruf (BaZ 24.4.18). Digital Abstimmen sei zudem so billig, dass man
mehr direkte Demokratie zulassen kénne (AZ 5.5.18).

Bundeskanzler Walter Thurnherr, von der NZZ als «Mister E-Voting der Schweiz» (NZZ
17.2.18) bezeichnet, zeigte sich in einem Interview Ende April (NZZ 28.4.18) ob der
wachsenden Skepsis gegentber E-Voting erstaunt. Vor nicht allzu langer Zeit habe der
Bundesrat Vorstdsse bekdmpft, mit denen eine rasche und flachendeckende
Einfihrung von «Vote électronique» gefordert worden sei. Er selber denke, dass man
das kalkulierbare Risiko eingehen kénne. Man kénne das mit einem gut gesicherten
Haus vergleichen, bei dem ein Einbruch nicht mit hundertprozentiger Sicherheit
ausgeschlossen werden koénne, man aber sofort feststellen kénne, wenn wirklich
jemand eingedrungen sei. Aber manchmal brauche es Zeit, bis Neuem genlgend
Vertrauen entgegengebracht werde. Im Kanton Graubinden habe man etwa wéhrend 25
Jahren das Auto verboten. Eine solche Ablehnung von Neuem sei aber immer auch eine
legitime Entscheidung.

Verschiedene E-Voting-Tests in den Kantonen fielen unterschiedlich aus. So zeigte sich
etwa in den Pilotgemeinden im Kanton St. Gallen bei den eidgendssischen
Abstimmungen vom Marz 2017 ein recht deutlicher Rickgang der Zahl online
Abstimmender, obwohl die Stimmbeteiligung héher war als bei friheren E-Voting-
Versuchen. Man musse sich fragen, ob hier wirklich ein Bedurfnis bestehe, weil brieflich
abstimmen schon heute sehr bequem sei, gab Martin Stockling, der Stadtprasident von
Rapperswil-Jona, einer der St. Galler Testgemeinden, zu bedenken. Auch im Kanton
Genf - dem eigentlichen Pionierkanton hinsichtlich E-Voting - zeigten Auswertungen,
dass elektronisches Abstimmen die Wahlbeteiligung eher nicht erhéht. Erste Tests im
Kanton Thurgau wurden im September hingegen als «gegliickt» bezeichnet (TG
24.9.18).

In den eidgendssischen Raten schien die Skepsis gegenlber E-Voting zu wachsen: Zwei
kritische Vorstosse wurden in der Herbstsession zwar abgelehnt, aber die SPK-SR gab
einer parlamentarischen Initiative Maller (fdp, LU; Pa.lv. 18.427) Folge. Der Bundesrat
trieb die Entwicklung dennoch entsprechend seines Fahrplans weiter voran. Vor den
Sommerferien beauftragte er die Bundeskanzlei mit einer Revision des Bundesgesetzes
Uber die politischen Rechte, die Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben wurde. Ziel
war nach wie vor der ordentliche Betrieb von E-Voting.

Auch in den Kantonen schien die Euphorie fir E-Voting ungebremst. Acht Kantone
verwendeten «Vote électronique» weiterhin testweise (AG, BS, BE, FR, GE, LU, NE, SG).
Mitte Juni entschied der St. Galler Kantonsrat, E-Voting flachendeckend in allen
Gemeinden einzufuhren. Der Kanton Thurgau erhielt ebenfalls im Juni die Bewilligung,
und auch die Kantone Glarus, Graubinden und Waadt kindigten an, E-Voting bald
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einflhren zu wollen. Im Kanton Uri hatte sich das Parlament jedoch bereits im Mérz
gegen die Einfuhrung von E-Voting entschieden; im Kanton Jura erfolgte der
abschlagige Entscheid im Dezember 2018.

Die bundesratliche Entscheidung, trotz Kritik an der Idee der Einflhrung von «Vote
électronique» als ordentlichem Stimmkanal festzuhalten, rief freilich erneut die
Skeptikerinnen und Skeptiker auf den Plan. Neu wurden verschiedene Berichte Uber
Wahlmanipulation und Datenklau aus dem Ausland ins Feld geflhrt. Es stimme zwar,
dass das Individuum viele Dinge immer stérker digital organisiere und l6se. Wéhrend
aber bei Sicherheitslicken z.B. beim E-Banking nur Einzelne geschadigt wirden, stehe
bei Fehlern beim E-Voting das Vertrauen in die gesamte Demokratie auf dem Spiel,
warnte etwa Balthasar Glattli (gp, ZH), der sich nach eigenen Aussagen «vom Skeptiker
zum Gegner» gewandelt habe (AZ 28.6.18). Zwar werde mit E-Voting gewiss
administrativer Aufwand erspart, Anderungen an Abstimmungsprozeduren seien aber
«gleichsam operative Eingriffe an den Herzkammern der Demokratie», warnte die
Weltwoche (11.10.18). Freilich gebe es auch Fehler bei Briefabstimmungen, diese seien
aber viel einfacher aufzudecken. Wollte man bei herkémmlichen Abstimmungen ein
Abstimmungsergebnis  aus  betrlgerischer  Absicht  verfalschen, wéare die
Zusammenarbeit zahlreicher Zahlbiros aus unterschiedlichen Gemeinden vonndten.
Mit E-Voting wiirde dies bereits einem einzelnen Hacker gelingen, der nicht mal vor Ort
sein musse, gab der ehemalige Nationalrat Jean-Christophe Schwaab (VD, sp) in einem
Interview in der Tribune de Genéve (20.12.18) zu bedenken.

Mitte August mischte sich die Auslandschweizer-Organisation (ASO) in die Diskussion
ein. Als Reaktion auf die lauter werdende Kritik an E-Voting lancierte sie an ihrem
jahrlichen Kongress eine Online-Petition, mit der gefordert wurde, dass bis 2021 alle
Auslandschweizerinnen und -schweizer elektronisch wahlen und abstimmen kénnen.
Ende November wurden der Bundeskanzlei 11'492 Unterschriften aus tber 150 Landern
Ubergeben. Viele der rund 725'000 im Ausland wohnhafter Schweizerinnen und
Schweizer seien auf den elektronischen Stimmkanal angewiesen - so die Begrindung
far die Petition.

Ende November wurde bekannt, dass der Kanton Genf sein seit 2003 bestehendes
System CHVote einstellen wird. Die verlangte Weiterentwicklung des Systems wiurde
nicht nur eine Verzdgerung, sondern deutlich hdhere Entwicklungs- und Betriebskosten
nach sich ziehen. Diese wollten aber die Vertragskantone Aargau, Bern, Luzern und St.
Gallen nicht mittragen, worauf der Genfer Staatsrat beschloss, das bestehende System
nicht weiterzuentwickeln und nur noch bis Februar 2020 zur Verfugung zu stellen. Kurz
zuvor hatte der Chaos Computer Club bekannt gemacht, dass Nutzerinnen und Nutzer
des Onlinezugangs von CHVote relativ einfach auf eine falsche Seite umgeleitet werden
kénnen, ohne dies zu bemerken. Dies sei aber schon lange bekannt und habe nichts mit
dem Rickzug des Systems zu tun (AZ 29.11.18). Nach der Aufgabe des Konsortiums aus
neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) im Jahr 2015 - deren System war
vom Bund als zu wenig sicher beurteilt worden - bestand also nur noch ein System,
namlich jenes der Post.

Nebst der hangigen parlamentarischen Initiative Muller wurden in der Folge im
Parlament weitere Vorstdsse (Mo. 18.4375 und 18.4225) eingereicht, die einen
moglichen Alleingang der Post vor allem aus Sicherheitsbedenken verhindern wollten.
Auch in einigen Kantonen wurden Vorstdsse eingereicht, die aufgrund des Ausstiegs von
Genf einen Marschhalt verlangten. Die Kantone Aargau, Bern, Luzern und St. Gallen
gaben hingegen bekannt, zum System der Post wechseln zu wollen oder einen Wechsel
zumindest zu prufen. Bereits Ende Juni hatte die Stadt Zug angeklindigt, ein neues auf
der Blockchain basierendes, zusammen mit der Fachhochschule Luzern entwickeltes E-
Voting-System testen zu wollen. "

Ein haufig vorgebrachtes Argument fur E-Voting ist der Abbau von Hurden flur die Wahl-
und Abstimmungsteilnahme von Auslandschweizerinnen und -schweizern. Da die
postalische Zustellung und Rucksendung in einigen Landern nur sehr langsam
geschieht, treffen Abstimmungsunterlagen in der Schweiz oft zu spéat ein. Da E-Voting
aber zu diesem Zeitpunkt einen eher schweren Stand hatte, schlug Claudio Zanetti (svp,
ZH) im Mérz 2019 in seiner Motion eine elektronische Zustellung der
Abstimmungsunterlagen vor, die dann vor Ort ausgedruckt und auf postalischem Weg
zurlickgeschickt werden kéonnten. Damit wirde wenigstens die Zeit fur die Zustellung
eingespart.

In seiner Antwort versicherte der Bundesrat, dass er sich der Problematik bewusst sei.
Allerdings habe der E-Versand &hnliche Probleme wie das E-Voting, da namlich auch
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hier Sicherheitsanforderungen eingehalten werden missten, um Missbrauch zu
verhindern. Zudem wirde der Zeitgewinn mit einem Zusatzaufwand fur die Nutzerinnen
und Nutzer (Druck, Rickversand) erkauft. Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die
bundesratliche Haltung in der grossen Kammer vertrat, betonte zudem, dass die
Kontrolle und die Auszahlung von selbst gedrucktem Stimmmaterial ebenfalls mit
Schwierigkeiten verbunden sei. Der Rat sah hingegen im E-Versand eine mogliche
Losung flr das Problem und Uberwies die Motion mit 115 zu 68 Stimmen an die kleine
Kammer. Die Gegnerschaft der Motion fand sich vor allem in der FDP-, der CVP- und
der BDP-Fraktion.

Die Mehrheit des Nationalrates sah keinen Bedarf an einer Vereinfachung der Sprache
in den Abstimmungserlauterungen, wie dies in einer Motion von Regula Rytz (gp, BE)
gefordert wurde. Die Berner Volksvertreterin der Grinen argumentierte, dass sich die
Schweiz mit der Ratifizierung der UNO-Behindertenrechtskonvention im Jahr 2014
verpflichtet habe, Menschen mit Behinderungen auch eine echte politische Teilhabe zu
ermoglichen. Dies sei fir rund 800'000 Menschen in der Schweiz nicht moglich, weil sie
trotz obligatorischer Schulbildung einen einfachen Text nicht lesen oder verstehen
kénnten. Mit der Ubersetzung der Abstimmungsempfehlungen in sogenannte «leichte
Sprache» koénnte der Bund in einem Pilotversuch einen ersten Schritt zu geeigneten
Wahlmaterialien machen, wie sie von der Konvention gefordert wirden.

Bundeskanzler Walter Thurnherr versicherte dem Rat, dass die Regierung seit gut einem
Jahr daran sei, Techniken fur eine barrierefreie Kommunikation zu entwickeln. So sei
etwa flr die Wahlen im Herbst 2019 vorgesehen, dass der Behindertendachverband
Insieme mit finanzieller Unterstitzung des EDI die Wahlbroschiire von Easyvote in
leichte Sprache Ubersetze. Er warnte allerdings davor, die Abstimmungserlauterungen
zu stark zu vereinfachen, da diese den gesetzlichen Anforderungen an die Information
der Stimmbdurgerinnen und Stimmbdirger gentgen mdissten und im Falle von
Beschwerden vom Bundesgericht als wichtige Grundlage beigezogen wirden -
Thurnherr verwies explizit auf die Abstimmung tber die Abschaffung der Heiratsstrafe.
Mit 133 zu 56 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte die Mehrheit des Rates den vom
Bundeskanzler vertretenen Argumenten der Regierung und lehnte die Motion ab. ®

Mit seiner Motion schlug Cédric Wermuth (sp, AG) vor, die Abstimmungsunterlagen als
Integrationsinstrument zu verwenden. Die Kenntnis des politischen Systems der
Schweiz sei ein Integrationskriterium im neuen Blrgerrechtsgesetz. Um allen Menschen
die Mdglichkeit zu geben, sich fur politische Prozesse zu interessieren, sollten die
Abstimmungs- und Wahlunterlagen auch Nicht-Stimmberechtigten, namentlich eben
Einburgerungswilligen, zugesandt werden. Dies sei ein Zeichen daflr, dass sie ernst
genommen und willkommen geheissen wirden, und biete gleichzeitig eine Maglichkeit
zur Férderung von politischem Interesse.

Bundeskanzler Walter Thurnherr verwies in der Ratsdebatte auf die Bedeutung der
Abstimmungsunterlagen. Rund 90 Prozent der Abstimmenden wirden diese in der Tat
als Informationsquelle nutzen, was flr das Anliegen spreche. Allerdings bestehe neben
den Unterlagen bereits ein derart reiches Angebot an Informationen, dass Aufwand und
Kosten fur Druck und Distribution verglichen mit dem symbolischen Mehrwert nicht zu
rechtfertigen seien. Bei der Mehrheit der Nationalratsmitglieder verfing diese
Argumentation, wurde die Motion doch mit 141 zu 48 Stimmen (2 Enthaltungen)
abgelehnt, wobei die Stimmenminderheit auf das links-griine Lager fiel. *

Die Abstimmungserlauterungen des Bundesrates - im Volksmund
«Abstimmungsbiichlein» genannt - sind ab und zu Gegenstand parlamentarischer
Vorstosse. Meistens geht es dabei um inhaltliche Ausgewogenheit. Diese sei
insbesondere bei den Abstimmungsempfehlungen, die auf der Rickseite der Broschire
aufgeflihrt werden, nicht gegeben, fand Adrian Amstutz (svp, BE). Die seit der
Abstimmung vom September 2018 vorgenommene grafische Neugestaltung fuhre zu
einer viel zu prominenten Darstellung der Empfehlungen der Parlamentsmehrheit und
des Bundesrats, wodurch nicht nur die freie Willensbildung beeinflusst, sondern auch
eine «eklatante» Benachteiligung der Minderheitsmeinungen in Kauf genommen werde.
Mit seiner Motion wollte der Berner den Bundesrat deshalb auffordern, auf diese
«Vorteilsnahme mit der véllig einseitigen Abstimmungsempfehlung» zu verzichten.

Bundeskanzler Walter Thurnherr informierte, dass mit der Neugestaltung keine neuen
Informationen verwendet wdirden. Die Empfehlung von Parlament und Bundesrat
befanden sich seit 1983 auf der Umschlagseite. Die Minderheiten bzw. die Initiativ- und
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Referendumskomitees hatten aber mit der Neugestaltung ebenfalls mehr Mdglichkeiten
erhalten. Insbesondere werde deren Argumenten gleich viel Platz eingeraumt wie den
Argumenten des Bundesrats und der Parlamentsmehrheit. Die Motion wurde mit 111 zu
79 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. Neben der geschlossenen SVP-Fraktion hatten
sich auch alle anwesenden Mitglieder der Grinen-Fraktion sowie Hans Grunder (bdp,
BE) aus der BDP-Fraktion fiir die geforderte Anderung erwarmen kénnen.

«Easyvote» ist ein Projekt des Dachverbandes der Schweizer Jugendparlamente (DSJ),
in dem jeweils vor Abstimmungen auf der Basis der Abstimmungserlauterungen des
Bundesrates eine leicht verstédndliche und informative Informationsbroschire erstellt
wird, mit dem Ziel, die politische Partizipation Jugendlicher und junger Erwachsener zu
fordern. Schon zwei Mal waren parlamentarische Vorstdésse mit dem Ziel, die
Organisation Easyvote starker zu unterstitzen, erfolglos geblieben. Dieses Schicksal
ereilte auch das Postulat Seiler Graf (sp, ZH), das den Bundesrat aufforderte zu prifen,
wie ein Versand der Easyvote-Broschdire in alle Gemeinden unterstitzt werden kénnte.
Dem Bund sei die Partizipation Jugendlicher wichtig, versicherte Bundeskanzler Walter
Thurnherr, der die Haltung der Regierung vertrat. Er unterstitze den DSJ deshalb auch
mit rund CHF 1 Mio. pro Jahr, wobei rund ein Finftel der Summe an Easyvote gehe. Der
Bundesrat sei aber gesetzlich verpflichtet, vor Abstimmungen zu informieren. Diese
Pflicht nehme er mit Hilfe der Abstimmungserlauterungen wahr, die vom Bundesgericht
gar als Materialien der Gesetzgebung betrachtet wirden. Die Regierung kénne aber
keine von Dritten erstellten Informationsangebote unterstiutzen, weil sie dann
garantieren musste, dass die Informationen richtig, neutral und sachlich sind, und sie
im Sinne der Gleichbehandlung auch anderen Organisationen, Parteien oder Verbanden
unter die Arme greifen musste. Mit 52 zu 137 Stimmen (bei einer Enthaltung) folgte die
Mehrheit der Volkskammer dieser Argumentation und lehnte das Postulat ab. Dabei
zeigte sich ein Graben zwischen links-grin - unterstitzt von den beiden EVP-
Mitgliedern - und allen anderen Fraktionen. '

Eigentlich wére die Motion Zanetti (svp, ZH), die eine elektronische Zustellung von
Abstimmungsunterlagen forderte, im Stdnderat in der Frihjahrssession 2020
terminiert gewesen, konnte aber aufgrund des Sessionsabbruchs nicht mehr beraten
werden.

Die SPK-SR hatte ihren Bericht mit dem Antrag zur einstimmigen Ablehnung der Motion
bereits Ende Januar 2020 vorgelegt. Die elektronische Zustellung wirde nur einigen
wenigen Auslandschweizerinnen und -schweizern nutzen, wobei eine Verzdgerung der
Ricksendung - die elektronisch zugestellten Dokumente mussten ausgedruckt und auf
postalischem Wege zurtickgesandt werden - trotzdem nicht ausgeschlossen werden
kénne. Ein Versand per E-Mail wurde zudem ein hohes Missbrauchsrisiko bergen.
Schliesslich wirde der Druck der Unterlagen auf unterschiedliches Papier eine
maschinelle Auszéhlung der Stimmzettel verunméglichen. Mathias Zopfi (gp, GL), der fur
die SPK-SR Bericht erstattete, schloss sein Pladoyer flr ein Nein mit dem Hinweis, dass
mit der Motion die tatséchlich bestehenden Probleme der Schweizerinnen und
Schweizer im Ausland nicht behoben, sondern neue Baustellen geschaffen wirden.
Bundeskanzler Walter Thurnherr hob in die gleiche Kerbe und wies darauf hin, dass der
E-Versand kein Ersatz fur E-Voting sein kdnne, weniger sicher sei und erheblichen
Mehraufwand bedeute. Die kleine Kammer versenkte in der Folge die Vorlage
diskussionslos.

Nach dem «Horrorjahr fir das Abstimmen per Mausklick», wie die NZZ die
Entwicklungen 2019 fir E-Voting bezeichnete, kehrte 2020 zuerst ein wenig Ruhe ein.
Hinter den Kulissen geschah allerdings einiges. Auf der einen Seite entwickelte die Post,
deren ursprungliches E-Voting-System 2019 an einem Intrusionstest gescheitert war,
ein alternatives System weiter. Dies stiess vor allem beim Komitee der Initiative fir ein
E-Voting-Moratorium auf Kritik. Deren Sprecher Nicolas A. Rimoldi sprach davon, dass
die Post «auf einem toten Pferd» reite. Flr Schlagzeilen sorgte Ende Mai, dass die
spanische Firma Scytl, von der die Post 2019 die Rechte am Programmcode des neuen
Systems Ubernommen hatte, Konkurs anmelden musste.

Auf der anderen Seite erarbeitete die Bundeskanzlei zusammen mit Kantonen und
Expertinnen und Experten eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs fiir E-Voting. Im
Zentrum standen Sicherheitsanforderungen und Zertifizierung neuer Systeme und die
Frage nach Kontrolle und Aufsicht durch den Bund. Der Bericht lag Ende November vor
und wurde vom Bundesrat Ende Dezember zur Kenntnis genommen. Es soll den
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Kantonen nach wie vor frei gestellt bleiben, ob und mit welchen Systemen sie an
Versuchen mit E-Voting teilnehmen wollen. Kantonal durfen maximal 30 Prozent und
national maximal 10 Prozent der Stimmberechtigten elektronisch abstimmen. Der Bund
erteilt dann Bewilligungen, wenn strenge Sicherheitsanforderungen erfillt sind, die
einem  kontinuierlichen  Uberprifungsprozess unterliegen, was zu stetigen
Verbesserungen der Systeme fuhren soll. Ziel seien Systeme mit Open-Source-
Lizenzen, die standig unabhéngig Uberpruift werden kénnten. Der Bundesrat kiindigte
an, 2021 eine Vernehmlassung zu den notwendigen Revisionen der Verordnung Uber die
politischen Rechte bzw. Uber die elektronische Stimmabgabe durchfihren zu wollen.
Ziel sei, dass die Burgerinnen und Blrger einem mdglichen dritten Stimmkanal
vertrauen konnten. Es gelte aber nach wie vor «Sicherheit vor Tempo», erklarte
Bundeskanzler Walter Thurnherr Ende Jahr in den Medien.

Bereits Anfang Juli hatte zudem das Uberparteiliche Komitee der E-Voting-
Moratoriums-Initiative die Unterschriftensammlung abgebrochen. Bis November héatte
noch praktisch die Hélfte der Unterschriften gesammelt werden mussen. Die Covid-19-
Pandemie habe die Sammlung erschwert, aber mit dem Marschhalt 2019 sei trotzdem
ein wichtiger Zwischenerfolg gelungen, gaben die Initiantinnen und Initianten beim
Ruckzug zu Protokoll.

Freilich bedeutet Digitalisierung der Demokratie nicht bloss digitales Wahlen und
Abstimmen. In der vor rund 20 Jahren vom Bund angestossenen Entwicklung im
Rahmen von «Vote électronique» waren explizit auch E-Collecting, also die
Ermoglichung, eine lancierte Volksinitiative mittels digitaler Unterschrift zu
unterstitzen, elektronische Vernehmlassungen oder elektronische
Behdrdeninformationen als mogliche Projekte genannt worden. Neben E-Voting
fristeten diese Unternehmungen allerdings hochstens ein Mauerblimchendasein. Dies
sollte sich mit Hilfe der Unterstltzung des «Prototype Fund» &ndern, der lanciert vom
Verein Opendata.ch und der Mercator-Stiftung Projekte finanziell unterstitzen wollte,
die «demokratische Partizipation in der Schweiz durch digitale Losungen starken», so
die Beschreibung in der WoZ. Gefragt waren Projekte im Sinne einer «Demokratie fur
die Generation Smartphone» oder einer «Gamefication» der Demokratie, also der
Méglichkeit, demokratische Prozesse spielerisch zu erfahren. In den Medien wurde
zudem diskutiert, dass die Pandemie wohl auch der Digitalisierung der Demokratie
Vorschub leisten kénnte.

Auch E-Collecting erhielt 2020 Aufwind. Zumindest beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mittels Postulat, einen Bericht Gber mégliche Auswirkungen der Einflhrung
von E-Collecting zu verfassen. Eine Motion von Franz Griter (svp, LU), mit der E-
Collecting eingefihrt werden sollte, wurde allerdings wieder zurlickgezogen. Er sei
aufgrund der Diskussionen um eine notwendige Erhéhung der Unterschriftenzahlen, die
sein Vorstoss ausgeldst habe, zum Schluss ggkommen, dass seine Motion eher zu einem
Abbau der direkten Demokratie fihren kénnte und nicht, wie von ihm eigentlich
beabsichtigt, zu einer Férderung, so Gruter.

Fur Schlagzeilen sorgten wie schon im Vorjahr die verschiedenen Internetplattformen,
die Unterschriftensammlungen digital unterstitzten. Berichtet wurde Uber das
«Unterschriftensammlungs-Tool»  WeCollect von Daniel Graf, auf dem
Unterschriftenbogen «per Mausklick heruntergeladen werden>» kdénnen, so die Aargauer
Zeitung. Die Plattform verflige Uber Mailadressen von 75'000 Personen, die potenziell
solche Bogen runterladen und unterschreiben bzw. unterschreiben lassen wirden und
so Unterstitzung multiplizierten. Damit sei WeCollect zu einem «politischen
Machtfaktor» geworden, wobei allerdings «hauptsachlich Anliegen aus dem rot-griinen
Lager» unterstitzt wirden, so die Aargauer Zeitung. Um politisch unabhangiger zu
werden, wandelte Graf die Plattform in eine Stiftung um, deren Leitungsgremium
klinftig dartber entscheiden soll, welche Begehren unterstitzt werden. Dieses
Leitungsgremium bleibe aber «eng mit SP und Grlnen verbandelt», stellte die Aargauer
Zeitung weiter fest. Ebenfalls fur Schlagzeilen sorgte die «Agentur Sammelplatz Schweiz
GmbH», die von Alexander Segert, dem Verantwortlichen zahlreicher SVP-
Abstimmungs- und Wahlwerbungen, gegriindet wurde. Auf der Plattform werde ein
«Rundumservice» von der Formulierung des Initiativtexts tber das Sammeln von
Unterschriften bis hin zum Lobbying bei einer allfalligen Abstimmungskampagne
angeboten, berichtete die Aargauer Zeitung. Da die traditionellen Kanéle fur
Unterschriftensammlungen - z.B. Anlasse, Strassensammlungen, Versand Uber
Zeitschriften - an Effektivitat verloren, kénnte die digitale Hilfe an Bedeutung
zunehmen, so die Zeitung. Kritisiert wurde freilich, dass es hier nicht um einen Ausbau,
sondern eher um eine «Kommerzialisierung der direkten Demokratie» gehe, wie sich
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Daniel Graf in der Aargauer Zeitung zur Konkurrenz dusserte.

Die NZZ schliesslich berichtete von einer Studie des Zentrums fir Demokratie Aarau,
die zeige, dass vier von funf Volksbegehren von grossen Parteien und Verbanden
getragen wirden. Rund 35 Prozent aller zwischen 1973 und 2019 zustande gekommenen
Volksbegehren stammten laut Studie direkt aus einer Parteizentrale. Eine wichtige
Bedingung fur das Zustandekommen einer Volksinitiative scheint entsprechend der
Resultate zudem zu sein, dass mindestens eine Parlamentarierin oder ein
Parlamentarier dem Initiativkomitee angehdére. Ist dies der Fall, liege die
Wahrscheinlichkeit des Scheiterns bei 23 Prozent; im Gegensatz zu einer
Wahrscheinlichkeit von 36 Prozent, wenn dies nicht der Fall ist. Laut NZZ kénnte die
Digitalisierung der Unterschriftensammlung kleinen Gruppierungen entsprechend
entgegenkommen und dabei helfen, die Relevanz von grossen Organisationen zu
reduzieren.
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